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 Zürich, 10. August 2026 
 
 
 
Dossier Nr. 12569, «Tagesschau» vom 4. Juli 2026 – «AfD-
Bundesparteitag in Erfurt» 
 
 
Sehr geehrter Herr XY 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 5. Juli 2026, worin Sie obigen Beitrag wie folgt 
beanstanden: 
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-04-07-2026-
hauptausgabe?urn=urn:srf:video:8b819cf7-044d-4d6d-915a-1c97b244fee7 
«Der Beitrag zum AfD-Parteitag verletzt den Grundsatz der Sachgerechtigkeit. 
- Der Moderator führt ein: "Warum der Parteitag mehr Show als Inhalt präsentierte, zeigt 
der Beitrag von Alexandra Gubser." 
Meiner Meinung nach eine äusserst fiese Unterstellung, die im Beitrag auch nicht belegt 
werden konnte.  
Anmerkung: Im Parteitag ging es um die Wahlen der Bundesvorstandsmitglieder und nicht 
um die Festlegung des Parteiprogramms. Das Parteiprogramm steht schon längst fest und 
hat bestimmt auch zum Aufschwung der AfD geführt. 
- Dann kommen zwei Demoteilnehmer zum Wort, die betonen, wie dieser Protest nötig und 
gelungen sei. Kein Ansprechen darauf, dass friedliche Demos erlaubt sind, aber nicht solche 
wie hier mit Strassenblockaden, womit der Parteitag gewaltsam hätte verhindert werden 
sollen. 
Die Hintergrundstimme von Frau Gubser betont dann, dass das Ganze gemäss Polizei 
mehrheitlich friedlich abgelaufen sei. Auf anderen Kanälen hat man solche "nicht friedlichen" 
Szenen gezeigt, warum ist es bei SRF nicht auch so? Wenigstens hätte man kritisch 
hinterfragen können, warum ein mehrere Tausend Mann umfassendes Polizeiaufgebot 
notwendig war, um einen Parteitag einer demokratisch gewählten Partei abhalten zu 
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können.  
Warum nimmt man auch hier - einmal mehr - ganz offensichtlich die linksextreme Seite in 
Schutz? 
- Auch was der Politologe Wolfgang Schröder von sich gab, ist einfach einseitig und gegen 
die AfD gerichtet: "Es gab an diesem Parteitag keinen Hinweis darauf, wie sich Deutschland 
unter der Führung der AfD zu alter Grösse aufschwingen soll." 
Hat sich dieser Herr die Reden von Alice Weidel und Björn Höcke angehört, hätte er einen 
Geschmack davon bekommen, wie Deutschland zu alter Stärke finden würde. Ein Frechheit 
von ihm, von einer Nebelveranstaltung zu sprechen, die das Publikum (welches?) ratlos 
zurücklässt. All diese Ausführungen werden von Frau Gubser kommentarlos stehen 
gelassen .... 
- Dann sprach A.G. von einem "nebulösen" Einspielen einer Star- Wars-Melodie. Die 
Sicherheitskräfte hätten dann nicht die "dunkle Seite der Macht" (auch das: was für eine 
fiese Anspielung auf angebliche Machenschaften der AfD), sondern eine Blue-Tube-Box 
gefunden. 
Kurz: Der Beitrag ist nicht ausgewogen, sondern tendenziös. Die AfD wird - wie alles was 
von rechts kommt - in ein schiefes Licht gerückt und das entsprechende Narrativ (oft auch 
zwischen den Zeilen) aufrecht erhalten. 
Der SRF-Zuschauer wird einmal mehr nicht sachgerecht und ausgewogen informiert, obwohl 
das gemäss Konzession verlangt wäre. 
Und: Gerade vorhin habe ich gelesen, dass von der UBI eine Beschwerde gegenüber einem 
früheren Beitrag über den AfD-Jugend-Parteitag gutgeheissen wurde. Auch in diesem 
Beitrag war Frau Gubser die federführende Kraft. Und ebenso erinnere ich gut daran, dass 
sie bei der Nichtwahl von Marine Le Pen in ihrem Tagesschau-Kommentar sich dahingehend 
geäussert hat, "dass ihr ein Stein vom Herzen gefallen sei ..." 
Wie viele solche tendenziösen Beiträge von Frau Gubser braucht es noch, bis man diese 
Dame gründlich rügt und sie zu einem fairen, sachgerechten und anständigen Journalismus 
zwingt???» 
 
Die Redaktion nimmt wie folgt Stellung: 
 
Einordnung der Aussage in der Anmoderation «Warum der Parteitag mehr Show 
als Inhalt präsentierte, zeigt der Beitrag von Alexandra Gubser» 
Beim AfD-Parteitag ging es um die Wahlen der Bundesvorstandsmitglieder. Zudem war es 
dem Vorstand wichtig, Einigkeit zu demonstrieren und die Delegierten auf das 
«Superwahljahr 2026» für die AfD einzustimmen. Mögliche Kontroversen waren im Vorfeld 
ausdiskutiert worden, ein Antrag zur Unvereinbarkeitsliste, der heftige Debatten hätte 
auslösen können, wurde auf Bitten von Parteichefin Alice Weidel zurückgezogen.  
Es ist richtig, dass es am Parteitag nicht um die Festlegung eines Parteiprogramms geht. 
Davon ist auch SRF nicht ausgegangen. Aber gemäss dem Politikwissenschafter Schröder 
blieb die AFD in ihren Aussagen doch vage: «Es gibt keinerlei Hinweis darauf, wie soll denn 
das Deutschland aussehen, dass so gross und mächtig und wieder zu alter Grösse sich 
aufschwingt. - Wie soll der Sozialstaat umgebaut werden, wie soll Wirtschaft, die ja nun seit 
2019 kein Wachstum mehr hat in Deutschland, in Gang gesetzt werden.» 
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Zum Vorwurf des Beanstanders «Kein Ansprechen darauf, dass friedliche Demos 
erlaubt sind, aber nicht solche wie hier mit Strassenblockaden, womit der 
Parteitag gewaltsam hätte verhindert werden sollen.» 
Die Strassenblockaden blieben für die AFD folgenlos, denn die Delegierten waren vorher 
angereist. Das thematisierten wir auch so. Zudem hat Björn Höcke, der Landeschef der AfD 
in Thüringen, die Gelegenheit zur Replik. Er wird zudem mit dem Satz zitiert, dass die AfD 
die Proteste als «undemokratisch» bezeichnet.  
 
Zum Vorwurf des Beanstanders «Die Hintergrundstimme von Frau Gubser betont 
dann, dass das Ganze gemäss Polizei mehrheitlich friedlich abgelaufen sei. Auf 
anderen Kanälen hat man solche "nicht friedlichen" Szenen gezeigt, warum ist es 
bei SRF nicht auch so? Wenigstens hätte man kritisch hinterfragen können, 
warum ein mehrere Tausend Mann umfassendes Polizeiaufgebot notwendig war, 
um einen Parteitag einer demokratisch gewählten Partei abhalten zu können. 
Warum nimmt man auch hier - einmal mehr - ganz offensichtlich die 
linksextreme Seite in Schutz?» 
Für SRF sind die Angaben der Polizeibehörden massgeblich, die sagten, dass die Proteste 
weitgehend friedlich verlaufen seien. Der Beanstander führt nicht auf, welche Kanäle «nicht 
friedliche» Szenen gezeigt haben. Im Beitrag ging es nicht primär um die Demonstrationen, 
sondern um den Parteitag und Stimmen dazu und zur AfD. Deshalb war eine 
Auseinandersetzung mit dem Polizeiaufgebot und andere polizeitaktischen Fragen nicht Teil 
des Beitrags. SRF nimmt keine Seite in Schutz. 
 
Zum Vorwurf des Beanstanders «Auch was der Politologe Wolfgang Schröder von 
sich gab, ist einfach einseitig und gegen die AfD gerichtet: "Es gab an diesem 
Parteitag keinen Hinweis darauf, wie sich Deutschland unter der Führung der AfD 
zu alter Grösse aufschwingen soll." Hat sich dieser Herr die Reden von Alice 
Weidel und Björn Höcke angehört, hätte er einen Geschmack davon bekommen, 
wie Deutschland zu alter Stärke finden würde. Ein Frechheit von ihm, von einer 
Nebelveranstaltung zu sprechen, die das Publikum (welches?) ratlos zurücklässt. 
All diese Ausführungen werden von Frau Gubser kommentarlos stehen gelassen» 
Wolfgang Schröder ist ein anerkannter Politanalyst. Er wird regelmässig als Experte in 
Wissenschaft und Medien herangezogen. Schröder war am Parteitag anwesend und hat sich 
die Reden von Alice Weidel und Björn Höcke angehört - seine Einordnungen basieren 
darauf. Auch unsere Korrespondentin hat sich die Reden angehört. Tatsache ist: Björn 
Höcke, Tino Chrupalla und Alice Weidel äusserten sich vor allem zu anderen Parteien und 
der Regierung. Wie sie «Deutschland retten», zu alter Grösse zurückführen wollen, 
erläuterten sie nicht.  
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Zum Vorwurf des Beanstanders «Dann sprach A.G. von einem "nebulösen" 
Einspielen einer Star- Wars-Melodie. Die Sicherheitskräfte hätten dann nicht die 
"dunkle Seite der Macht" (auch das: was für eine fiese Anspielung auf angebliche 
Machenschaften der AfD), sondern eine Blue-Tube-Box gefunden.» 
Es handelte sich um eine Störaktion, die alle Anwesenden irritierte. Das Stück «Imperial 
March» von Star Wars ist die Melodie der sogenannten «dunklen Seite der Macht». Das hat 
unsere Korrespondentin so benannt - und dabei auch darauf hingewiesen, dass nicht die 
dunkle Seite der Macht gefunden wurde, sondern bloss eine Bluetooth-Box.  
 
Schlussbemerkung 

Insgesamt sind wir der Ansicht, dass die beanstandete Berichterstattung sachgerecht sowie 
transparent war und das Programmrecht nicht verletzt hat. Wir bitten Sie, die Beanstandung 
nicht zu unterstützen. 

 
Die Ombudsstelle hat sich den Beitrag ebenfalls genau angehört und angesehen und hält 
abschliessend fest: 

Die Anmoderation des beanstandeten Beitrags lautete wie folgt: «Es herrscht 
Ausnahmezustand im ostdeutschen Bundesland Thüringen. Der Parteitag der 
Rechtsaussenpartei AfD treibt Zehntausende Menschen auf die Strasse. Die Massenproteste 
und Blockaden aller Zufahrtswegekonnten die Versammlung der Delegierten nicht 
verhindern. Der AfD-Parteitag in der Messe Erfurt startete ohne Verzögerungen. Dort 
wurden Alice Weidel und Tino Chrupalla als Führungsduo der Alternative für Deutschland 
bestätigt. Warum der Parteitag und das ganze Geschehen rund um die Messe mehr Show 
als Inhalt boten, im Beitrag von Alexandra Gubser aus Erfurt.» 
Diese Anmoderation wurde im folgenden Beitrag mit einer – wesentlichen – Ausnahme, auf 
die später eingegangen wird, eingelöst: Er zeigte die vielen gegen die AfD Protestierenden, 
holte einzelne Stimmen von ihnen ein und stellte fest, dass die Protestierenden mit ihrer 
Blockade ins Leere liefen, da die Delegierten schon vor den Demonstrierenden eingetroffen 
waren. Wiedergegeben wurde die Reaktion auf die Protestierenden durch den Thüringer 
Landeschef Björn Höcke: «Das sind für mich Menschen, die haben tatsächlich ein 
psychologisches Problem. Ich bin kein Psychologe, aber das möchte ich einfach mal so frank 
und frei behaupten. Das sind Menschen, denen man nicht die Möglichkeit gegeben hat, eine 
gesunde Identität zu entwickeln», gefolgt von Auszügen der Rede von Alice Weidel. Die Off-
Stimme von Alexandra Gubser erwähnt dann, dass der Wähleranteil bei der Bundestagswahl 
verdoppelt wurde und Rekordergebnisse bei den Landtagswahlen erzielt worden seien. Es 
seien die Erfolge aufgezeigt worden, die Reden seien aber inhaltlich und programmatisch 
vage geblieben. Eine zutreffende Wiedergabe.  
Ebenfalls im Rahmen der Programmfreiheit zulässig ist das Einholen einer Einschätzung 
durch den ausgewiesenen Politanalysten Wolfgang Schröder, der am Parteitag anwesend 
gewesen war. Sachgerecht war auch der Hinweis auf das «nebulöse» Einspielen einer Star-
Wars-Melodie mit dem Hinweis, dass das Stück «Imperial March» die Melodie der 
sogenannten «dunklen Seite der Macht» sei und nicht die dunkle Seite der macht gefunden 
wurde, sondern bloss eine Bluetooth-Box.  
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Eine wesentliche Aussage in der Anmoderation betrifft den Satz «Warum der Parteitag und 
das ganze Geschehen rund um die Messe mehr Show als Inhalt boten».  Das breite 
Publikum der «Tagesschau» erwartet eine Auflösung der Bemerkung, der Parteitag sei vor 
allem «Show» gewesen. Diese Auflösung erfolgt nicht. Allein aus der Tatsache zu schliessen, 
dass Björn Höcke, Tino Chrupalla und Alice Weidel sich nicht dazu äusserten, wie 
Deutschland zu retten und zu alter Grösse zurückführen sei, der Parteitag sei «mehr Show 
als Inhalt gewesen», ist nicht sachgerecht. Nicht nur an AfD-Parteitagen werden 
Behauptungen aufgestellt, die dann nicht eingelöst werden. Unter eine «Show» erwartet ein 
breites Publikum etwas ganz anderes als sachlich vorgetragene Aussagen, die inhaltlich nicht 
eingelöst werden. Eine Analyse von Parteitagen auch schweizerischer Parteien beweisen 
dies.  
 
Der in der Anmoderation erwähnte Satz «mehr Show als Inhalt»  ist wertend und 
wird nicht eingeordnet. Er verstösst deshalb gegen das Sachgerechtigkeitsgebot 
gemäss Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernsehgesetzes.  
 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 
 
 
 
 
 


